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Auskünfte zu erteilen; ferner ist ihnen die Einsicht in 
die Betriebsvorgänge und Betriebsunterlagen zu ge­
statten.

(12) Für die Verleihung der Befugnis zum Betrieb der 
Funkanlage ist eine Monatsgebühr zu entrichten, die 
vom, Ministerium für Post- und Fernmeldewesen fest­
gesetzt wird. Die näheren Bedingungen enthält die 
Anlage 6.

(13) Werden Funkanlagen stillgelegt, so ist durch Ab­
bruch oder Ausbau wesentlicher Teile ihre Außer­
betriebsetzung sicherzustellen. Die Verleihungsurkunde 
ist an das Ministerium für Post- und Fernmeldewesen 
zurückzugeben.

§ 6
Ve r le i h u n g s b e d i n g u n g e n für f r e m d e

S e e f a h r z e u g e  i n  H ä f e n  d e r  D e u t s c h e n  
D e m o k r a t i s c h e n  R e p u b l i k

(1) Zum Einbau einer Funkanlage auf fremden See­
fahrzeugen in Häfen der Deutschen Demokratischen 
Republik ist eine Verleihung des Ministeriums für Post- 
und Fernmeldewesen erforderlich.

(2) In solchen Fällen wird keine Verleihungsurkunde, 
sondern nur eine Bescheinigung darüber ausgestellt, 
daß die Funkanlage den internationalen Vorschriften 
entspricht.

(3) Die Verleihung ist gebührenpflichtig. Näheres 
siehe Anlage 6.

§ 7
V e r l e i h u n g s v e r f a h r e n ,  A l l g e m e i n e s

(1) Das Verleihungsverfahren ist zur Erlangung einer 
Verleihung für die Errichtung und den Betrieb von 
Funkanlagen anzuwenden.

(2) Das Verleihungsverfahren wird sinngemäß auch 
angewandt, wenn nachträglich auf Antrag des Inhabers 
der Verleihung die technischen Einrichtungen der Funk­
stellen wesentlich geändert oder erweitert werden.

(3) Die für die Beantragung einer Verleihung vor­
geschriebenen Vordrucke sind vom Ministerium für 
Post- und Fernmeldewesen zu beziehen.

§ 8
V e r l e i h u n g s v e r f a h r e n  f ü r  S e e f u n k ­

s t e l l e n  d e s  T e 1 e g r a p h i e f u n k d i e n s t e s
(1) Die Eigentümer oder Rechtsträger von Seefahr­

zeugen, die mit einer Telegraphiefunkanlage aus­
gerüstet sind oder ausgerüstet werden sollen, haben 
einen schriftlichen Antrag auf Verleihung zum Errichten 
und zum Betrieb einer Seefunkanlage an das Ministe­
rium für Post- und Fernmeldewesen zu richten und 
gleichzeitig eine Abschrift dieses Antrages der Bezirks­
arbeitsschutzinspektion Rostock zu übersenden. Handelt 
es sich um den Neubau eines Seefahrzeugs, so ist dieser 
Antrag vor Kiellegung vorzulegen.

(2) Für Ausnahmen von der Ausrüstungspflicht gemäß 
§ 4 der Seefunkverordnung bedarf es eines besonderen 
Antrages bei der Bezirksarbeitsschutzinspektion Rostock. 
Bei Anerkennung eines Ausnahmefalles stellt das See­
fahrtsamt ein Ausnahmezeugnis aus, in dem die be­
sonderen Bedingungen für die Ausnahme festgelegt 
sind.

(3) Bei Verleihungsanträgen führt die Bezirksarbeits­
schutzinspektion Rostock eine Besichtigung des See- 
fahrzeugs bzw. eine Durchsicht der betreffenden bau­

lichen und betrieblichen Planungsunterlagen durch. 
Hierbei wird von ihr ein Vordruck in dreifacher Aus­
fertigung, das der Eigentümer oder Rechtsträger des 
Seefahrzeugs bzw. der Vertreter zu unterzeichnen hat, 
ausgefüllt. Davon erhalten die erste Ausfertigung der 
Eigentümer oder Rechtsträger des Seefahrzeugs, die 
zweite Ausfertigung das Ministerium für Post- und 
Fernmeldewesen und die dritte Ausfertigung das See­
fahrtsamt.

(4) Enhält dieser Vordruck keine Eintragungen über 
Mängel der nachgewiesenen Betriebsverhältnisse, so 
überprüft das Ministerium für Post- und Fernmelde­
wesen die technischen Angaben und erteilt dem Eigen­
tümer des Seefahrzeugs die Einbaugenehmigung.

(5) Haben sich bei der Besichtigung Mängel ergeben, 
so ist der Eigentümer oder Rechtsträger des Seefahr­
zeugs verpflichtet, die festgestellten Mängel zu be­
seitigen bzw. die erteilten Auflagen durchzuführen. Die 
Erledigungsmeldung hierüber ist an die Bezirksarbeits­
schutzinspektion Rostock zu richten, die dann das Mini­
sterium für Post- und Fernmeldewesen benachrichtigt, 
welches das Weitere entsprechend Abs. 4 veranlaßt.

(6) Der Überprüfung unterliegen auch die selbst­
tätigen Alarmzeichen-Empfangsgeräte (Anlage 3) und* 
die Funkanlagen auf Rettungsbooten (Anlage 2).

(7) Nach Abnahme der Funkanlage an Bord des See­
fahrzeugs erhält das Seefahrtsamt vom Ministerium 
für Post- und Fernmeldewesen eine Abnahmebescheini­
gung, die zusammen mit den Ergebnissen der Abnahme­
prüfung der Seefunkstelle (vgl. unter § 14) die Grund­
lage zur Ausstellung von Schiffssicherheitszeugnissen 
bzw. von Funksicherheitszeugnissen bildet.

Die Abnahmebescheinigung hat die Gültigkeit von 
einem Jahr.

(8) Die Sicherheitszeugnisse werden vom Seefahrts- 
amt ausgestellt und dem Eigentümer oder Rechtsträger 
des Seefahrzeugs übersandt. Eine besondere Ausstel­
lungsgebühr für diese Zeugnisse wird nicht erhoben. 
Von der Bezirksarbeitsschutzinspektion Rostock werden 
hierfür lediglich die Gebühren einer außerordentlichen 
Schiffsbesichtigung nach dem bestehenden Gebühren­
tarif berechnet.

(9) Nach beendeter Abnahmeprüfung händigt der Be­
auftragte des Ministeriums für Post- und Fernmelde­
wesen dem Leiter der Seefunkstelle eine zweite Aus­
fertigung der Verleihungsurkunde aus, die sichtbar im 
Funkraum anzubringen ist.

Die erste Ausfertigung der Verleihungsurkunde wird 
dem Eigentümer oder Rechtsträger des Seefahrzeugs 
durch das Ministerium für Post- und Fernmeldewesen 
zugestellt.

(10) Das Ministerium für Post- und Fernmeldewesen 
erhebt für die funktechnischen Prüfungen und Ab­
nahmen keine besonderen Gebühren, da diese durch 
die Verleihungsgebühren mit abgegolten sind.

(11) Die Gültigkeit von Schiffssicherheitszeugnissen 
und Funksicherheitszeugnissen ist auf ein Jahr, be­
grenzt.

(12) Vor Ablauf der Gültigkeitsdauer von Abnahme­
bescheinigungen und Sicherheitszeugnissen müssen 
Überprüfungen durchgeführt werden, die die Grund­
lage für die Neuausstellung der abgelaufenen Sicher­
heitszeugnisse bilden.


